
 

 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 

 

An die VARTA Aktiengesellschaft, Ellwangen (Jagst) 

Vermerk über die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
zusammengefassten Lageberichts 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Konzernabschluss der VARTA Aktiengesellschaft, Ellwangen (Jagst), und ihrer 
Tochtergesellschaften (der Konzern) – bestehend aus der Konzernbilanz zum 31. Dezember 
2021, der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, der Konzerngesamtergebnisrechnung, der 
Konzerneigenkapitalveränderungsrechnung und der Konzernkapitalflussrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Konzernanhang, ein-
schließlich einer Zusammenfassung bedeutsamer Rechnungslegungsmethoden – geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den Bericht über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns (im 
Folgenden „zusammengefasster Lagebericht“) der VARTA Aktiengesellschaft für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. Die im Abschnitt „Sonstige 
Informationen“ unseres Bestätigungsvermerks genannten Bestandteile des Konzernlagebe-
richts haben wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich 
geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

– entspricht der beigefügte Konzernabschluss in allen wesentlichen Belangen den IFRS, wie 
sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach § 315e Abs. 1 HGB anzuwenden-
den deutschen gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung dieser Vorschrif-
ten ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzla-
ge des Konzerns zum 31. Dezember 2021 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 und 

– vermittelt der beigefügte zusammengefasste Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Konzerns. In allen wesentlichen Belangen steht dieser zusammengefass-
te Lagebericht in Einklang mit dem Konzernabschluss, entspricht den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar. Unser Prüfungsurteil zum zusammengefassten Lagebericht erstreckt sich nicht 
auf den Inhalt der im Abschnitt „Sonstige Informationen“ genannten Bestandteile des zu-
sammengefassten Lageberichts. 



 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lagebe-
richts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung 
(Nr. 537/2014; im Folgenden „EU-APrVO“) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
zusammengefassten Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-
ben. Wir sind von den Konzernunternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den europa-
rechtlichen sowie den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforde-
rungen erfüllt. Darüber hinaus erklären wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass 
wir keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht ha-
ben. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und 
zum zusammengefassten Lagebericht zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Konzernabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem 
pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Konzernabschlusses für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 waren. Diese Sachverhalte 
wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Konzernabschlusses als Ganzem und bei 
der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prü-
fungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 

 

Die Werthaltigkeit von Geschäfts- und Firmenwerten, von Markenrechten sowie der akti-

vierten Entwicklungsleistungen 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden verweisen wir auf den Kon-
zernanhang unter Punkt 4.3, 4.4.2 bzw. 4.10. Angaben zu den immateriellen Vermögenswer-
ten finden sich unter Punkt 8 im Konzernanhang. 

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Die aktivierten Geschäfts- und Firmenwerte betragen zum 31. Dezember 2021 insgesamt 
TEUR 4.936, aktivierten Markenrechte TEUR 30.567 und die aktivierten Entwicklungsleistun-
gen TEUR 14.652. Ihr Anteil an der Bilanzsumme beträgt insgesamt 4,0 %. 



 

 

Die Geschäfts- und Firmenwerte, die Markenrechte sowie die aktivierten Entwicklungsleis-
tungen werden jeweils jährlich auf Ebene der zahlungsmittelgenerierenden Einheiten (ZGE) 
„Li Ion Cells“ (vormals Entertainment), „Microbatteries“ (vormals Healthcare), „Li Ion Soluti-
ons“ (vormals Solutions), „Consumer Batteries“ (vormals Household Batteries) und „Energy 
Storage“ auf Werthaltigkeit überprüft. Dazu wird der Buchwert der jeweiligen ZGE mit dem 
erzielbaren Betrag der jeweiligen ZGE verglichen. Liegt der Buchwert über dem erzielbaren 
Betrag, ergibt sich ein Abwertungsbedarf. Der erzielbare Betrag ist der höhere Wert aus 
beizulegendem Zeitwert abzüglich Kosten der Veräußerung und Nutzungswert der ZGE. 

Die Werthaltigkeitsprüfung der Geschäfts- und Firmenwerte, des Markenrechts sowie der 
aktivierten Entwicklungsleistungen ist komplex und beruht auf einer Reihe ermessensbehafte-
ter Annahmen. Hierzu zählen insbesondere die erwarteten künftigen Zahlungsströme, das 
erwartete langfristige Wachstum sowie der verwendete Diskontierungszins. 

Als Ergebnis der durchgeführten Werthaltigkeitsprüfungen hat die Gesellschaft keinen Abwer-
tungsbedarf festgestellt. 

Es besteht das Risiko für den Konzernabschluss, dass die Geschäfts- und Firmenwerte, das 
Markenrecht sowie die aktivierten Entwicklungsleistungen der jeweiligen zahlungsmittelgene-
rierenden Einheiten nicht werthaltig sind. 

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Wir haben unter anderem die Angemessenheit der wesentlichen Annahmen sowie der Be-
rechnungsmethode der Gesellschaft beurteilt. Auf der Grundlage der Erläuterungen der Pla-
nungsverantwortlichen haben wir den Planungsprozess und die bedeutsamen Annahmen zur 
Geschäfts- und Ergebnisentwicklung sowie die unterstellten langfristigen Wachstumsraten 
gewürdigt. Für sämtliche zahlungsmittelgenerierenden Einheiten haben wir die erwarteten 
künftigen Zahlungsströme mit der vom Aufsichtsrat genehmigten Planung für das erste Pla-
nungsjahr abgeglichen und die Fortschreibung der Planung über die Planungsperiode nachvoll-
zogen. Darüber hinaus haben wir auf Basis der Nutzungswerte den ermittelten Unterneh-
menswert anhand der Börsenkapitalisierung der VARTA AG (Anzahl der Aktien multipliziert mit 
dem Börsenkurs) plausibilisiert. 

Ferner haben wir uns von der bisherigen Prognosegüte der Gesellschaft überzeugt, indem wir 
Planungen früherer Geschäftsjahre mit den tatsächlich realisierten Ergebnissen bei den Um-
satzerlösen und dem Ergebnis vor Steuern verglichen und Abweichungen analysiert haben. 
Unter Einbezug unserer Bewertungsspezialisten haben wir die Angemessenheit der dem Dis-
kontierungszins zugrunde liegenden Annahmen und Parameter beurteilt. 

Zur Sicherstellung der rechnerischen Richtigkeit des verwendeten Bewertungsmodells haben 
wir die Berechnungen der Gesellschaft auf Basis risikoorientiert ausgewählter Elemente nach-
vollzogen. 



 

 

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die der Werthaltigkeitsprüfung der Geschäfts- und Firmenwerte, der Markenrechte und der 
aktivierten Entwicklungsleistungen zugrunde liegende Berechnungsmethode ist sachgerecht 
und steht im Einklang mit den anzuwendenden Bewertungsgrundsätzen. Die der Bewertung 
zugrunde liegenden Annahmen und Parameter sind angemessen. 

 

Befreiender Schuldbeitritt zu den Pensionsverpflichtungen der Tochtergesellschaft VARTA 

Microbattery GmbH 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie zu den wesentlichen 
Annahmen und Einschätzungen verweisen wir auf den Konzernanhang unter den Punk-
ten 4.11 und 5. Die Angaben zu den Pensionsverpflichtungen finden sich unter Punkt 20.2 im 
Konzernanhang. 

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Für die Pensionsverpflichtungen der VARTA Microbattery GmbH, einer 100%igen Tochterge-
sellschaft der VARTA AG, wurde mit Vereinbarung vom 30. Juni 2017 zwischen der VARTA 
Microbattery GmbH und einer konzernfremden Gesellschaft, der Colibri Beratungsgesellschaft 
mbH, ein Schuldbeitritt mit Erfüllungsübernahme abgeschlossen. Als Gegenleistung hat die 
VARTA Microbattery GmbH eine Zahlung von TEUR 11.500 an die übernehmende Gesell-
schaft geleistet. Die übernehmende Gesellschaft hat die zur Absicherung der übernommenen 
Verpflichtungen erworbenen Vermögenswerte im Rahmen eines Treuhandverhältnisses in 
den VARTA Microbattery Pensions-Treuhand e.V. eingebracht. Für den Differenzbetrag zwi-
schen Verpflichtungsbestand und dem Übertragungsentgelt wurde im Geschäftsjahr 2017 ein 
Erstattungsanspruch gegen die Colibri Beratungsgesellschaft mbH erfasst. Der Erstattungsan-
spruch beträgt zum 31. Dezember 2021 insgesamt TEUR 17.630 und entspricht der Höhe 
nach den im Konzernabschluss erfassten Pensionsverpflichtungen. Der Erstattungsanspruch 
wird jährlich einer Werthaltigkeitsprüfung unterzogen. 

Die Einschätzung der Werthaltigkeit des vertraglich vereinbarten Erstattungsanspruches ist 
ermessensbehaftet und erfordert eine Beurteilung des Vermögens des VARTA Microbattery 
Pensions-Treuhand e.V. sowie des Bestehens und der Werthaltigkeit der zusätzlich gewährten 
Sicherheiten. 

Es besteht das Risiko für den Abschluss, dass der Erstattungsanspruch nicht werthaltig ist. 

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Durch Einsichtnahme in die der Transaktion zugrunde liegenden vertraglichen Grundlagen 
haben wir uns ein Verständnis über die Transaktion verschafft. Wir haben die Einschätzung 
der gesetzlichen Vertreter zur Werthaltigkeit des Erstattungsanspruches gewürdigt. Zur Prü-
fung der Werthaltigkeit des Erstattungsanspruchs gegen die Colibri Beratungsgesellschaft 
mbH hat uns die VARTA Microbattery GmbH eine von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 



 

 

erteilte Angemessenheitsbeurteilung zum Wertansatz der Vermögenswerte des VARTA 
Microbattery Pensions-Treuhand e.V. vorgelegt, aus welcher hervorgeht, dass der Erstat-
tungsanspruch in Höhe von TEUR 17.630 auf Basis des Vermögens des VARTA Microbattery 
Pensions-Treuhand e.V. und unter Berücksichtigung der bestehenden Garantien insgesamt 
werthaltig ist. Wir haben die Qualifikation der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und die Ange-
messenheitsbeurteilung gewürdigt. Zudem wurde uns zur Beurteilung des Wertansatzes der 
Vermögenswerte des VARTA Microbattery Pensions-Treuhand e.V. ein Gutachten über den 
Verkehrswert einer Immobilie vorgelegt, dessen Wert in die Angemessenheitsbeurteilung des 
oben angeführten Wirtschaftsprüfers eingeflossen ist. Wir haben die Qualifikation des Gutach-
ters und die Ausführungen im Gutachten gewürdigt. Darüber hinaus wurde uns das Bestehen 
einer Vertragserfüllungsgarantie eines Kreditinstitutes in Höhe von bis zu TEUR 4.000 über 
eine Bankbestätigung nachgewiesen. Zusätzlich haben wir uns davon überzeugt, dass darüber 
hinaus weiterhin eine nachrangige Bürgschaft der VGG GmbH, Wien, auf einen Höchstbetrag 
von TEUR 8.000 besteht. Zudem haben wir das Gutachten zur Bewertung einer Immobilie im 
Treuhandvermögen des VARTA Microbattery Pensions-Treuhand e.V., welches eine wesent-
liche Bewertungsgrundlage im Rahmen der Angemessenheitsbeurteilung darstellt, kritisch 
gewürdigt. 

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die Vorgehensweise des VARTA AG Konzerns zur Beurteilung der Werthaltigkeit des Erstat-
tungsanspruchs ist im Ergebnis sachgerecht. 

 

Die Periodenabgrenzung der Umsatzerlöse 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden verweisen wir auf den Anhang 
unter Punkt 4.17. Angaben zu den Umsatzerlösen finden sich unter Punkt 6 und 26 im An-
hang. 

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Die Umsatzerlöse des Konzerns belaufen sich im Geschäftsjahr 2021 auf EUR 902,9 Mio. 

Der VARTA AG Konzern erfasst Umsätze, wenn der Konzern durch Übertragung eines zuge-
sagten Vermögenswerts auf einen Kunden eine Leistungsverpflichtung erfüllt. Als übertragen 
gilt ein Vermögenswert dann, wenn der Kunde die Verfügungsgewalt über diesen Vermögens-
wert erlangt. Entsprechend der Übertragung der Verfügungsgewalt sind Umsatzerlöse entwe-
der zeitpunktbezogen oder zeitraumbezogen mit dem Betrag zu erfassen, auf den der VAR-
TA AG Konzern erwartungsgemäß Anspruch hat. 

Der überwiegende Anteil der Umsatzerlöse des VARTA AG Konzerns resultiert aus Produkt-
verkäufen. Diese belaufen sich auf EUR 899,1 Mio. Die zeitpunktbezogene Umsatzrealisierung 
erfolgte hierbei auf Basis der folgenden Indikatoren: 

– Es besteht ein gegenwärtiger Anspruch auf Erhalt einer Zahlung für den Vermögenswert, 



 

 

– Der Kunde hat ein Eigentumsrecht an dem Vermögenswert, 

– Der VARTA AG Konzern hat den physischen Besitz des Vermögenswerts übertragen, 

– Die mit dem Eigentum an dem Vermögenswert verbundenen signifikanten Risiken und 
Chancen wurden auf den Kunden übertragen, 

– Der Kunde hat den Vermögenswert abgenommen. 

Die wesentlichen Märkte des Konzerns befinden sich in Europa, Nordamerika und Asien. Für 
die weltweiten Lieferungen der Produkte werden durch die Konzerngesellschaften unter-
schiedliche Vereinbarungen mit den Kunden getroffen, die zum Teil komplexe vertragliche 
Regelungen enthalten. Aufgrund der Nutzung von verschiedenen vertraglichen Vereinbarun-
gen in den unterschiedlichen Märkten und den Ermessensspielräumen bei der Würdigung der 
Indikatoren zur Beurteilung des Zeitpunktes der Übertragung der Verfügungsgewalt besteht 
das Risiko für den Abschluss, dass die Umsatzerlöse zum Stichtag falsch abgegrenzt werden. 

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Zur Prüfung der periodengerechten Umsatzlegung haben wir Ausgestaltung, Einrichtung und 
Wirksamkeit der internen Kontrollen insbesondere in Bezug auf die Festlegung und Überprü-
fung des korrekten bzw. tatsächlichen Übergangs der Verfügungsgewalt beurteilt. 

Darüber hinaus haben wir die periodengerechte Erfassung der Umsatzerlöse durch Einholen 
von Drittbestätigungen oder alternativ durch den Abgleich der Rechnungen mit den zugehöri-
gen Bestellungen, externen Liefernachweisen und Zahlungseingängen beurteilt. Grundlage 
dafür waren auf Basis eines mathematisch-statistischen Verfahrens ausgewählte Umsätze, 
die in einem festgelegten Zeitraum vor dem Abschlussstichtag erfasst wurden. Nach dem 
Stichtag erteilte Gutschriften haben wir in Stichproben eingesehen und uns vom tatsächlichen 
Vorhandensein der Umsatzerlöse überzeugt. 

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die Vorgehensweise des VARTA AG Konzerns bei der Periodenabgrenzung der Umsatzerlöse 
aus Produktverkäufen ist sachgerecht. 

 

Die Vollständigkeit der Angaben über Beziehungen und Geschäftsvorfälle mit nahestehen-

den Unternehmen und Personen 

Die Angaben zu den Beziehungen und Geschäftsvorfällen mit nahestehenden Unternehmen 
und Personen finden sich unter Punkt 39 im Konzernanhang. 

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Der VARTA Konzern agiert in einem Beziehungsgeflecht unterschiedlicher nahestehender 
Unternehmen und Personen. Ferner werden regelmäßig neue Geschäftsvorfälle mit naheste-
henden Unternehmen und Personen identifiziert. 



 

 

Die Identifikation von nahestehenden Personen und Unternehmen ist komplex und ermes-
sensbehaftet. Es besteht das Risiko für den Konzernabschluss, dass die Angaben über Bezie-
hungen und Transaktionen mit nahestehenden Unternehmen und Personen unvollständig 
sind. 

Ferner berichtet der Konzern freiwillig über die Marktüblichkeit der Transkationen mit nahe-
stehenden Personen und Unternehmen. Die Beurteilung der Marktüblichkeit der Transaktio-
nen ist komplex und ermessenbehaftet. Es besteht das Risiko für den Konzernabschluss, dass 
die freiwillige Angabe nicht sachgerecht ist. 

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Wir haben uns durch Erläuterungen von Mitgliedern des Aufsichtsrats sowie des Vorstands, 
von Mitarbeitern des Rechnungswesens und der Rechtsabteilung ein Verständnis über den 
Prozess zur Identifizierung der nahestehenden Unternehmen und Personen verschafft. 

In diesem Zusammenhang haben wir Einsicht in die Protokolle der Sitzungen des Aufsichts-
rats und des Vorstands sowie in weitere Aufzeichnungen oder Dokumente genommen, die 
nach den Gegebenheiten als notwendig erachtet wurden. Wir haben Einsicht genommen in 
die schriftlichen Befragungen der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats. 

Weiterhin haben wir auf Basis unseres erlangten Prozessverständnisses die Ausgestaltung 
und Einrichtung interner Kontrollen zur Identifizierung nahestehender Unternehmen und 
Personen sowie zur Sicherstellung der Marktüblichkeit von wesentlichen Transaktionen mit 
nahestehenden Unternehmen und Personen beurteilt. 

Für wesentliche Transaktionen mit nahestehenden Unternehmen und Personen haben wir 
aussagebezogene Prüfungshandlungen durchgeführt und die zugrunde liegenden Verträge 
und Vereinbarungen eingesehen sowie die Beurteilung der Marktüblichkeit durch den Konzern 
nachvollzogen. 

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die Vorgehensweise zur Identifikation von nahestehenden Personen und Unternehmen sowie 
zur Beurteilung der Marktüblichkeit der Transaktionen mit nahestehenden Personen und 
Unternehmen ist sachgerecht. 

 

Rückzahlungsverpflichtung für erhaltene öffentliche Zuwendungen aus der Förderung des 

sog. Important Project of Common European Interest („IPCEI“) on Batteries 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden verweisen wir auf den Anhang 
unter Punkt 4.12 und Punkt 5. Angaben zu den Fördererträgen finden sich unter Punkt 31 im 
Anhang. 



 

 

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Der Konzern erhielt Zusagen über Zuwendungen im Rahmen eines sog. Important Project of 
Common European Interest („IPCEI“) on Batteries in Höhe von insgesamt EUR 300 Mio, 
welche zur Entwicklung einer innovativen, nachhaltigen und umweltverträglichen Batterie-
wertschöpfungskette in Deutschland und in der EU beitragen sollen. 

Die Zuwendungen werden unter der Auflage verschiedener Nebenbedingungen gewährt und 
gemäß den Förderbescheiden grundsätzlich nicht rückzahlbar. Eine etwaige Rückzahlungsver-
pflichtung entsteht in dem Fall, wenn der Kapitalwert aller mit dem Projekt verbundenen 
Zahlungsströme nach Steuern (einschließlich Investitionen, jedoch ohne Zuwendungsauszah-
lungen und Finanzierungszahlungsströme) positiv ist. Dies wird im Förderzeitraum bis zur 
ersten gewerblichen Nutzung der geförderten Projekte sowie den folgenden fünf Jahren 
periodisch geprüft (Claw-back Mechanismus). 

Die Ermittlung des Kapitalwertes beruht auf einer Reihe ermessensbehafteter Annahmen. 
Hierzu zählen insbesondere die erwarteten künftigen Zahlungsströme im Zusammenhang mit 
der gewerblichen Nutzung der geförderten Anlagen. 

Als Ergebnis der durchgeführten Berechnung des Kapitalwertes sahen die gesetzlichen Ver-
treter die Ansatzvoraussetzungen für eine Rückzahlungsverpflichtung als nicht erfüllt an. 

Es besteht das Risiko für den Konzernabschluss, dass eine etwaig ansatzpflichtige Rückzah-
lungsverpflichtung nicht bzw. nicht sachgerecht bilanziert wird. Außerdem besteht das Risiko, 
dass die damit zusammenhängenden Anhangangaben nicht sachgerecht sind. 

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Wir haben die Angemessenheit der wesentlichen Annahmen im Zusammenhang mit der 
Ermittlung des Kapitalwerts aller mit dem Projekt verbundenen Zahlungsströme im zeitlichen 
Anwendungsbereich des Claw-back Mechanismus gewürdigt. Dazu haben wir beurteilt, ob die 
erwarteten Zahlungsströme mit der durch den Aufsichtsrat genehmigten Gesamtunterneh-
mensplanung in Einklang stehen. 

Schließlich haben wir beurteilt, ob die Anhangangaben sachgerecht sind. 

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die der Ermittlung des Kapitalwertes zugrunde liegenden Annahmen über die zukünftigen 
Zahlungsströme der Gesellschaft sind angemessen. Die damit zusammenhängenden Anhang-
angaben sind sachgerecht. 



 

 

Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter bzw. der Aufsichtsrat sind für die sonstigen Informationen verant-
wortlich. Die sonstigen Informationen umfassen die folgenden nicht inhaltlich geprüften 
Bestandteile des Lageberichts: 

– den uns voraussichtlich nach dem Datum dieses Bestätigungsvermerks zur Verfügung zu 
stellenden gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht, auf den im zusammengefassten 
Lagebericht Bezug genommen wird, und 

– die zusammengefasste Erklärung zur Unternehmensführung der Gesellschaft und des 
Konzerns, auf die im zusammengefassten Lagebericht Bezug genommen wird. 

Die sonstigen Informationen umfassen zudem die übrigen Teile des Geschäftsberichts. 

Die sonstigen Informationen umfassen nicht, den Konzernabschluss, die inhaltlich geprüften 
Lageberichtsangaben sowie unseren dazugehörigen Bestätigungsvermerk. 

Unsere Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht 
erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir weder 
ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab. 

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die sonstigen Informa-
tionen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen 

– wesentliche Unstimmigkeiten zum Konzernabschluss, zu den inhaltlich geprüften Angaben 
im zusammengefassten Lagebericht oder unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen 
aufweisen oder 

– anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Konzernab-
schluss und den zusammengefassten Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlusses, der 
den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den ergänzend nach § 315e Abs. 1 HGB 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Konzernabschluss unter Beachtung dieser Vorschriften ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Konzerns vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Konzernabschlus-
ses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 
falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 



 

 

verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, es sei denn, es besteht die Absicht den Konzern zu 
liquidieren oder der Einstellung des Geschäftsbetriebs oder es besteht keine realistische 
Alternative dazu. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des zusammen-
gefassten Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Konzerns 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernabschluss in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines zusammengefassten Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im zusammengefassten Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Konzerns zur Aufstellung des Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
zusammengefassten Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist, und ob der zusammengefasste Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Konzerns vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Konzernab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Konzernabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses und zusammengefassten Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 



 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – falscher Darstellungen im Konzernabschluss und im zusammengefassten Lagebe-
richt, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Konzernabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des zusammengefassten Lageberichts re-
levanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 
den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsur-
teil zur Wirksamkeit dieser Systeme abzugeben. 

– beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Konzernabschluss und im zusammengefassten Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Be-
stätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass der Konzern seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Konzernabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Konzernabschluss unter Beachtung der 
IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und der ergänzend nach § 315e Abs. 1 HGB an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. 

– holen wir ausreichende geeignete Prüfungsnachweise für die Rechnungslegungsinformati-
onen der Unternehmen oder Geschäftstätigkeiten innerhalb des Konzerns ein, um Prü-
fungsurteile zum Konzernabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht abzugeben. 
Wir sind verantwortlich für die Anleitung, Überwachung und Durchführung der Konzernab-
schlussprüfung. Wir tragen die alleinige Verantwortung für unsere Prüfungsurteile. 



 

 

– beurteilen wir den Einklang des zusammengefassten Lageberichts mit dem Konzernab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Konzerns. 

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im zusammengefassten Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es be-
steht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab, dass wir 
die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihnen alle 
Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen wer-
den kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffenen 
Schutzmaßnahmen. 

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Konzernabschlusses für den 
aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen 
Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es 
sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des 
Sachverhalts aus. 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 

Vermerk über die Prüfung der für Zwecke der Offenlegung erstellten elektronischen 
Wiedergabe des Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts nach 
§ 317 Abs. 3a HGB 

Wir haben gemäß § 317 Abs. 3a HGB eine Prüfung mit hinreichender Sicherheit durchgeführt, 
ob die in der bereitgestellten Datei „varta-ag-2021-12-31-de.zip“ (SHA256-Hashwert: 
6effe7b048ada658c3eff8c4d3b96d899ce32022997feb85f742b46ca3b58faa) enthaltenen und 
für Zwecke der Offenlegung erstellten Wiedergaben des Konzernabschlusses und des zu-
sammengefassten Lageberichts (im Folgenden auch als „ESEF-Unterlagen“ bezeichnet) den 
Vorgaben des § 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichtsformat („ESEF-Format“) in allen 
wesentlichen Belangen entsprechen. In Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften 



 

 

erstreckt sich diese Prüfung nur auf die Überführung der Informationen des Konzernabschlus-
ses und des zusammengefassten Lageberichts in das ESEF-Format und daher weder auf die 
in diesen Wiedergaben enthaltenen noch auf andere in der oben genannten Datei enthaltene 
Informationen. 

Nach unserer Beurteilung entsprechen die in der oben genannten bereitgestellten Datei 
enthaltenen und für Zwecke der Offenlegung erstellten Wiedergaben des Konzernabschlusses 
und des zusammengefassten Lageberichts in allen wesentlichen Belangen den Vorgaben des 
§ 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichtsformat. Über dieses Prüfungsurteil sowie 
unsere im voranstehenden „Vermerk über die Prüfung des Konzernabschlusses und des 
zusammengefassten Lageberichts“ enthaltenen Prüfungsurteile zum beigefügten Konzernab-
schluss und zum beigefügten zusammengefassten Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 hinaus geben wir keinerlei Prüfungsurteil zu den in 
diesen Wiedergaben enthaltenen Informationen sowie zu den anderen in der oben genannten 
Datei enthaltenen Informationen ab. 

Wir haben unsere Prüfung der in der oben genannten bereitgestellten Datei enthaltenen 
Wiedergaben des Konzernabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 Abs. 3a HGB unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Prüfung der 
für Zwecke der Offenlegung erstellten elektronischen Wiedergaben von Abschlüssen und 
Lageberichten nach § 317 Abs. 3a HGB (IDW PS 410 (10.2021)) durchgeführt. Unsere Ver-
antwortung danach ist nachstehend weitergehend beschrieben. Unsere Wirtschaftsprüferpra-
xis hat die Anforderungen an das Qualitätssicherungssystem des IDW Qualitätssicherungs-
standards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) 
angewendet. 

Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft sind verantwortlich für die Erstellung der ESEF-
Unterlagen mit den elektronischen Wiedergaben des Konzernabschlusses und des zusam-
mengefassten Lageberichts nach Maßgabe des § 328 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 HGB und für die 
Auszeichnung des Konzernabschlusses nach Maßgabe des § 328 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2 HGB. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie als notwendig erachten, um die Erstellung der ESEF-Unterlagen zu ermöglichen, 
die frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – Verstößen gegen die 
Vorgaben des § 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichtsformat sind. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Prozesses der Erstellung der 
ESEF-Unterlagen als Teil des Rechnungslegungsprozesses. 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die ESEF-Unterlagen 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – Verstößen gegen die Anforde-
rungen des § 328 Abs. 1 HGB sind. Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen 
aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – Verstöße gegen die Anforderungen des § 328 Abs. 1 HGB, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 



 

 

– gewinnen wir ein Verständnis von den für die Prüfung der ESEF-Unterlagen relevanten 
internen Kontrollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstän-
den angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 
Kontrollen abzugeben. 

– beurteilen wir die technische Gültigkeit der ESEF-Unterlagen, d. h. ob die die ESEF-
Unterlagen enthaltende bereitgestellte Datei die Vorgaben der Delegierten Verordnung 
(EU) 2019/815 in der zum Abschlussstichtag geltenden Fassung an die technische Spezifi-
kation für diese Datei erfüllt. 

– beurteilen wir, ob die ESEF-Unterlagen eine inhaltsgleiche XHTML-Wiedergabe des geprüf-
ten Konzernabschlusses und des geprüften zusammengefassten Lageberichts ermögli-
chen. 

– beurteilen wir, ob die Auszeichnung der ESEF-Unterlagen mit Inline XBRL-Technologie 
(iXBRL) nach Maßgabe der Artikel 4 und 6 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/815 in 
der am Abschlussstichtag geltenden Fassung eine angemessene und vollständige maschi-
nenlesbare XBRL-Kopie der XHTML-Wiedergabe ermöglicht. 

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am 17. Juni 2021 als Konzernabschlussprüfer ge-
wählt. Wir wurden am 12. Januar 2022 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind ununterbrochen 
seit dem Geschäftsjahr 2017 als Konzernabschlussprüfer der VARTA Aktiengesellschaft tätig. 

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem 
zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) in 
Einklang stehen. 

Sonstiger Sachverhalt – Verwendung des Bestätigungs-
vermerks 

Unser Bestätigungsvermerk ist stets im Zusammenhang mit dem geprüften Konzernab-
schluss und dem geprüften zusammengefassten Lagebericht sowie den geprüften ESEF-
Unterlagen zu lesen. Der in das ESEF-Format überführte Konzernabschluss und zusammenge-
fasste Lagebericht – auch die im Bundesanzeiger bekanntzumachenden Fassungen – sind 
lediglich elektronische Wiedergaben des geprüften Konzernabschlusses und des geprüften 
zusammengefassten Lageberichts und treten nicht an deren Stelle. Insbesondere ist der 
ESEF-Vermerk und unser darin enthaltenes Prüfungsurteil nur in Verbindung mit den in elekt-
ronischer Form bereitgestellten geprüften ESEF-Unterlagen verwendbar. 



 

 

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer 

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Jack Cheung. 
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